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Editorial

Sehr geehrte Mandanten,
sehr geehrte Geschäftspartner,

ein außergewöhnliches Jahr neigt sich dem Ende zu. Es hat uns allen gezeigt, wie wichtig es ist, als 
Team zusammenzuarbeiten und trotz gewisser Einschränkungen die Gemeinschaft zu stärken. Statt von 
einer Krise sprechen wir lieber von einer Chance. Eine Chance aus schwierigen Zeiten gestärkt hervor-
zugehen. Gemeinsam können wir viel schaffen.
Unser Dank gilt nicht nur allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kanzlei für die hervorragenden 
Leistungen im Laufe dieses Jahres, sondern auch all unseren Mandanten für das große Verständnis in 
der besonderen Situation bei der gemeinsamen Arbeit 2021.
Ein Jahr wie dieses konnte niemand vorausahnen, doch wir bleiben optimistisch und schauen positiv in 
die Zukunft. Gern blicken wir auch auf die erfreulichen Ereignisse zurück. Neben unserem neuen Part-
ner im Standort Lübben konnten wir auch viele tolle Mitarbeiter für unsere Kanzlei gewinnen.
Wir möchten auch unseren Mandanten und Geschäftspartnern für die gute und erfolgreiche Zusam-
menarbeit und das entgegengebrachte Vertrauen danken. Wir wünschen Ihnen und Ihren Familien be-
sinnliche Weihnachtsfeiertage und einen erfolgreichen Start ins neue Jahr 2022.

Bleiben Sie gesund!
Die Kanzleileitung

Weihnachtsgrüße der Kanzlei



CONTAKT 02/2021 · Seite 4

Aktuelles aus der Rechtsprechung

Zuwendungen an Arbeitnehmer – Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug

Die Abgrenzung zwischen Geld-
leistung und Sachbezug wurde gesetz-
lich verschärft
Mit rund einjähriger Verspätung hat das BMF sei-
nen Anwendungserlass zur Abgrenzung von Sach-
bezügen und Geldleistungen herausgegeben.
Durch den neuen Verwaltungserlass werden er-
freulicherweise nicht nur viele Zweifelsfragen ge-
klärt, sondern es gibt auch eine teilweise Verschie-
bung der Verschärfungen auf das Jahr 2022. 

Geldleistung oder Sachbezug
Die Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sach-
bezug ist insbesondere bei der Anwendung der 
Sachbezugsfreigrenze von aktuell 44 EUR (ab 
2022 50 EUR) von entscheidender Bedeutung, 
aber auch bei der Abgrenzung steuerfreier Auf-
merksamkeiten bis zu 60 EUR bei persönlichen Er-
eignissen und bei der Anwendung der Pauschal-
steuer.
Zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche 
Kostenerstattungen, Geldsurrogate und ande-
re Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten, sind 
grundsätzlich keine Sachbezüge, sondern Geld-
leistungen. Das führt dazu, dass die Übergabe 
von Geld an den Arbeitnehmer, auch wenn dieses 
als zweckgebundene Leistung für einen Sachbe-

zug hingegeben wird, steuerpflichtig ist. Ebenso 
sind nachträgliche Kostenerstattungen als Barlohn 
vom ersten Euro an steuerpflichtig.
Schädlich hinsichtlich der Anwendung der Sach-
bezugsfreigrenze ist es demnach beispielsweise, 
wenn der Arbeitgeber zweckgebundene Tankzu-
schüsse vergibt oder nachträglich Treibstoffkosten 
erstattet. Nicht mehr begünstigt sind regelmäßig 
auch durch den Arbeitgeber selbst erstellte Gut-
scheine, weil diese oftmals zu einer nachträgli-
chen Kostenerstattung führen (zu einer Ausnahme 
siehe unten). Die vorstehenden Verschärfungen 
gelten seit 2020.

Weiterhin als Sachbezüge begünstigt sind:
·  die Gewährung von Kranken-, Krankentagegeld- 

oder Pflegeversicherungsschutz bei Abschluss 
durch den Arbeitgeber,

·  die Gewährung von Unfallversicherungsschutz, 
soweit bei Abschluss durch den Arbeitgeber der 
Arbeitnehmer den Versicherungsanspruch unmit-
telbar gegenüber dem Versicherungsunterneh-
men geltend machen kann,

·  die Gewährung von Papier-Essenmarken (Essens-
gutscheine, Restaurantschecks) und arbeitstäg-
lichen Zuschüssen zu Mahlzeiten (sog. digitale 
Essenmarken).

Sonderregelung für Gutscheine und 
bestimmte Geldkarten
Gutscheine und Geldkarten sind ein flexibles Mit-
tel der Sachzuwendung im Rahmen der 44-EUR-
Freigrenze und gerade in der heutigen digitalen 
Zeit bei Arbeitgebern und Arbeitnehmern weit 
verbreitet. 
Die Verschärfung gilt danach nicht bei Gutschei-
nen und Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug 
von Waren oder Dienstleistungen berechtigen. 

Geldersatzkarten ab 2020 teilweise 
schädlich
Begünstigt sind jedoch nur Gutscheine und Geld-
karten, die ausschließlich zum Bezug von Waren 
oder Dienstleistungen berechtigen. Kein Sachbe-
zug sind hingegen Geldkarten, die als Geldersatz 
im Rahmen unabhängiger Systeme des unbaren 
Zahlungsverkehrs eingesetzt werden können.
 
Als Geldleistung zu behandeln sind bereits ab 2020 
insbesondere Gutscheine oder Geldkarten, die

·  über eine Barauszahlungsfunktion (es wird nicht 
beanstandet, wenn verbl. Restguthaben bis zu 
einem Euro ausgezahlt werden können) oder

·  über eine eigene IBAN verfügen,
·  die für Überweisungen (z.B. Paypal) oder

von Uwe Boche, Partner und Steuerberater im Standort Massen

Geldleistung und Sachbezug für Arbeitnehmer
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·  für den Erwerb von Devisen (z.B. Pfund, US-Dol-
lar, Franken) verwendet sowie

·  als generelles Zahlungsinstrument hinterlegt 
werden können.

Geldleistungen sind ab dem ersten EUR steuer-
pflichtig, eine Anwendung u.a. der Sachbezugs-
freigrenze scheidet aus. Schädlich sind auch soge-
nannte Prepaid-Geldkarten. 

Verschärfte Voraussetzungen 
für Gutscheine ab 2022
Solange Gutscheine und Geldkarten nur zum Be-
zug von Waren und Dienstleistungen berechtigen, 
sind sie nach dem Erlass bis Ende 2021 uneinge-
schränkt und ohne weitere Voraussetzungen be-
günstigt. Ab 2022 müssen sie dann zusätzlich 
die Kriterien des Zahlungsdienstaufsichtsgesetzes 
(ZAG) erfüllen. Danach sind drei verschiedene Ka-
tegorien erlaubt:

1. Limitierte Netze 
Gutscheine und Geldkarten gehören zu den Sach-
bezügen, wenn sie unabhängig von einer Be-
tragsangabe dazu berechtigen, ausschließlich 
Waren oder Dienstleistungen vom Aussteller des 
Gutscheins mit Sitz im Inland zu beziehen oder 
aufgrund von Akzeptanzverträgen zwischen Aus-
steller/Emittent und Akzeptanzstellen bei einem 
begrenzten Kreis von Akzeptanzstellen im Inland 
ausschließlich zum Bezug von Waren oder Dienst-
leistungen berechtigen. 

Begünstigt sind demnach:
·  Centergutscheine,
·  Kundenkarten von Shopping-Malls und
·  sogenannte „City-Cards“.

Begünstigt sind aber beispielsweise auch
·  wieder aufladbare Geschenkkarten für den Ein-

zelhandel;
·  von einer bestimmten Tankstellenkette ausge-

gebene Tankkarten zum Bezug von Waren oder 
Dienstleistungen in den einzelnen Tankstellen 
mit einheitlichem Marktauftritt;

·  Karten eines Online-Händlers, die nur zum Bezug 
von Waren oder Dienstleistungen aus seiner ei-
genen Produktpalette berechtigen. Diese Voraus-
setzung ist problematisch, weil inzwischen viele 
Onlinehändler auch Waren von Fremdanbietern 
über ihre Plattformen anbieten, für deren Kauf 
die Gutscheine je nach den Bedingungen im Ein-
zelfall ebenfalls einlösbar sind.

Ausnahmsweise zulässig ist auch ein vom Arbeit-
geber selbst ausgestellter Gutschein, wenn die 

Akzeptanzstellen (z.B. Tankstelle) aufgrund eines 
vorher geschlossenen (Rahmen-) Vertrags unmit-
telbar mit dem Arbeitgeber abrechnen (hier er-
folgt keine nachträgliche Kostenerstattung).

2. Limitierte Produktpalette
Gutscheine oder Geldkarten gehören ebenfalls zu 
den Sachbezügen, wenn sie unabhängig von ei-
ner Betragsangabe dazu berechtigen, Waren oder 
Dienstleistungen ausschließlich aus einer sehr be-
grenzten Waren- oder Dienstleistungspalette zu 
beziehen. Auf die Anzahl der Akzeptanzstellen 
und den Bezug im Inland kommt es dabei nicht an. 

Hiernach begünstigt sind Gutscheine und Geldkar-
ten, die beispielsweise begrenzt sein können

·  auf Kraftstoffe, Ladestrom usw. („Alles, was das 
Auto bewegt“) oder

·  auf Fitnessleistungen (z.B. für den Besuch von 
Trainingsstätten und zum Bezug der dort ange-
botenen Waren oder Dienstleistungen).

·  auf Streamingdienste für Film und Musik,
·  auf Bücher, Zeitungen und Zeitschriften, auch als 

Hörbücher oder Downloads.

3. Instrumente zu steuerlichen 
und sozialen Zwecken 
Das ist der Ausnahmefall. Gutscheine oder Geldkar-
ten gehören auch zu den Sachbezügen, wenn sie

·  unabhängig von einer Betragsangabe dazu be-
rechtigen,

·  aufgrund von Verträgen zwischen Aussteller und 
Akzeptanzstellen

·  Waren oder Dienstleistungen ausschließlich für 
bestimmte soziale oder steuerliche Zwecke im 
Inland zu beziehen (sogenannte Zweckkarte).

Auf die Anzahl der Akzeptanzstellen kommt es 
nicht an. Begünstigt hiernach sind insbesondere 
Verzehrkarten in Form von Essensgutscheinen, Re-
staurantschecks sowie digitale Essenmarken.
Ein „begünstigter“ sozialer oder steuerlicher 
Zweck soll aber gerade nicht die Inanspruch-
nahme der monatlichen Sachbezugsgrenze sein, 
ebenso nicht die Grenze von 60 EUR für Aufmerk-
samkeiten anlässlich eines besonderen persönli-
chen Ereignisses oder die 30-Prozent-Pauschal-
steuer nach § 37b EStG bei Sachzuwendungen.

Was man sonst noch zu Gutscheinen 
und Geldkarten wissen muss
Der Verwaltungserlass enthält darüber hinaus 
wichtige Hinweise zur richtigen Gutscheinverwen-
dung, ohne die Anwendung der Sachbezugsfrei-
grenze zu gefährden:

(Auflade-) Gebühren
Bei den vom Arbeitgeber getragenen Gebühren 
für die Bereitstellung (z.B. Setup-Gebü hr) und Auf-
ladung von Gutscheinen und Geldkarten handelt 
es sich nicht um einen zusätzlichen geldwerten 
Vorteil, sondern um eine notwendige Begleiter-
scheinung betriebsfunktionaler Zielsetzungen des 
Arbeitgebers und damit nicht um Arbeitslohn der 
Betroffenen. Die Gebühren werden also bei der 
Anwendung der Sachbezugsfreigrenze nicht mit-
gezählt.

Zuflusszeitpunkt
Der Zufluss des Sachbezugs erfolgt

·  bei einem Gutschein oder einer Geldkarte, die 
bei einem Dritten einzulösen sind, im Zeitpunkt 
der Hingabe und

·  bei Geldkarten frühestens im Zeitpunkt der Auf-
ladung des Guthabens, weil der Arbeitnehmer 
zu diesem Zeitpunkt einen Rechtsanspruch ge-
genüber dem Dritten erhält;

·  bei einem Gutschein oder einer Geldkarte, die 
beim Arbeitgeber einzulösen sind, im Zeitpunkt 
der Einlösung.

Zusätzlichkeit
Gutscheine und Geldkarten fallen im Übrigen seit 
2020 nur noch dann unter die 44-EUR-Freigren-
ze, wenn sie vom Arbeitgeber zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden 
(§ 8 Abs. 2 Satz 11 EStG). Der steuerliche Vorteil 
soll damit insbesondere im Rahmen von Gehalts-
umwandlungen ausgeschlossen werden. Die Zu-
sätzlichkeit ist inzwischen gesetzlich definiert wor-
den (§ 8 Abs. 4 EStG). Insbesondere besteht keine 
Begünstigung, wenn der Gutschein auf den An-
spruch auf Arbeitslohn angerechnet wird oder der 
Anspruch auf Arbeitslohn wegen der zusätzlichen 
Leistung herabgesetzt wird.

Ausblick: 
Anhebung der Sachbezugsfreigrenze
Zum Schluss noch eine freudige Nachricht: Ab 
dem Jahr 2022 wird die Sachbezugsfreigrenze 
von 44 EUR auf 50 EUR angehoben. Das ist bereits 
beschlossen und soll die vom Gesetzgeber beab-
sichtigte Vereinfachung durch die Sachbezugsfrei-
grenze in einem etwas erweiterten Umfang auch 
weiterhin zulassen. Das ändert aber nichts an der 
weiteren Verschärfung der Gutscheinregeln ab 
2022.
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Abzugsbeschränkung von Bewirtungskosten
Bewirtung von Personen aus geschäftlichem Anlass

Abzug von Bewirtungskosten
Werden Personen aus geschäftlichem Anlass be-
wirtet, sind die dabei anfallenden (angemessenen) 
Kosten nur zu 70 Prozent steuerlich abziehbar; die 
übrigen 30 Prozent sind vom Betriebsausgaben-
abzug ausgeschlossen. Mit dieser Beschränkung 
trägt der Steuergesetzgeber dem Umstand Rech-
nung, dass die Bewirtungen auch die private Le-
bensführung der bewirteten Personen berühren. 
Mit Schreiben vom 30.6.2021 hat sich das Bun-
desministerium der Finanzen (BMF) nun ausführ-
lich zur Abzugsbeschränkung für Bewirtungskos-
ten geäußert. Die Aussagen der Finanzverwaltung 
im Überblick:

Bewirtungsbeleg
Der (anteilige) Abzug von Bewirtungskosten er-
fordert einen schriftlichen Nachweis über Ort, Tag, 
Teilnehmer und Anlass der Bewirtung sowie die 
Höhe der Aufwendungen. Nach der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung muss dieser Nachweis 
zeitnah erstellt werden. Ein formloser Bewirtungs-
beleg genügt, muss aber vom Steuerpflichtigen 
unterschrieben werden. Erfolgt die Bewirtung 
in einem Gastronomiebetrieb, muss dem Bewir-
tungsbeleg die Rechnung beigefügt werden; in 
diesem Fall genügen auf dem Bewirtungsbeleg 
dann Angaben zum Anlass und zu den Teilneh-
mern der Bewirtung.

Anforderung an Bewirtungsrechnung
Grundsätzlich muss die Bewirtungsrechnung 
den umsatzsteuerlichen Anforderungen des § 14 
UStG entsprechen. Zu den Muss-Inhalten zählen 
demnach unter anderem die Steuernummer oder 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Gast-
ronomiebetriebs, das Ausstellungsdatum, eine 
fortlaufende Rechnungsnummer und eine Leis-
tungsbeschreibung. 

Erleichterungen für 
Kleinbetragsrechnungen
Rechnungen bis zu einem Gesamtbetrag von 250 
Euro (sog. Kleinbetragsrechnungen) müssen ge-
ringere Anforderungen erfüllen - aus ihnen muss 
lediglich Name und Anschrift des leistenden Un-
ternehmers (Gastronomiebetrieb), das Ausstel-
lungsdatum, die Menge und die Art der Bewirtung, 
das Entgelt und der darauf entfallende Steuerbe-
trag samt Steuersatz hervorgehen.

Rechnungserstellung
Sofern der besuchte Gastronomiebetrieb ein elek-
tronisches Aufzeichnungssystem mit Kassenfunk-
tion verwendet, dürfen Bewirtungen aus geschäft-
lichem Anlass nur steuerlich abgezogen werden, 
wenn maschinell erstellte, elektronisch aufge-
zeichnete und mit Hilfe einer zertifizierten tech-
nischen Sicherheitseinrichtung (TSE) abgesicherte 
Rechnungen vorliegen. 
Hinweis: Fällt beim Gastwirt die TSE aus, darf 
er sein elektronisches System weiter betreiben, 
wenn der Ausfall auf dem Beleg beispielsweise 
durch eine fehlende Transaktionsnummer oder 
eine sonstige eindeutige Kennzeichnung ersicht-
lich ist. Auch diese Belege erkennen die Finanz-
ämter für den Betriebsausgabenabzug grundsätz-
lich an.

Bewirtungen bei größeren 
Veranstaltungen
Sofern eine Bewirtung nicht direkt „am Tisch“ ab-
gerechnet wird, sondern Rechnungsstellung und 
unbare Bezahlung erst nach dem Tag der Bewir-
tung erfolgen (z.B. bei größeren Veranstaltungen), 
muss für den Abzug von Bewirtungskosten kein 
Beleg eines elektronischen Aufzeichnungssystems 
mit Kassenfunktion vorgelegt werden. In diesem 
Fall genügt die Rechnung samt Zahlungsbeleg.

Sonderfall Verzehrgutscheine
Sofern ein Unternehmen Verzehrgutscheine an 
seine Gäste ausgibt, gegen deren Vorlage die Be-
sucher dann (auf Rechnung des Unternehmens) 
in einem Bewirtungsbetrieb bewirtet werden, ge-
nügt für den Betriebsausgabenabzug die Abrech-
nung über die Verzehrgutscheine.

Digitale oder digitalisierte 
Bewirtungsbelege
Die Nachweiserfordernisse zum Abzug von Bewir-
tungskosten können auch in elektronischer Form 
erfüllt werden (durch digitale oder digitalisierte 
Eigenbelege und Rechnungen). 

Das BMF führt aus, dass die steuerlichen Abzugs-
voraussetzungen als erfüllt anzusehen sind, wenn

·  der Steuerpflichtige zeitnah einen elektronischen 
Eigenbeleg mit den gesetzlich erforderlichen An-
gaben erstellt oder die gesetzlich erforderlichen 
Angaben zeitnah auf der digitalen oder digitali-
sierten Bewirtungsrechnung elektronisch ergänzt,

·  der Zeitpunkt der Erstellung oder Ergänzung im 
Dokument elektronisch aufgezeichnet wird,

·  das erstellte Dokument oder die Ergänzung der 
Bewirtungsrechnung vom Steuerpflichtigen digi-
tal signiert oder genehmigt wird,

·  der Zeitpunkt der Signierung oder Genehmigung 
elektronisch aufgezeichnet wird,

·  das erstellte Dokument bei einer Bewirtung in ei-
nem Gastronomiebetrieb zusammen mit der di-
gitalen oder digitalisierten Bewirtungsrechnung 
(z. B. durch einen gegenseitigen Verweis) oder 
die ergänzte Bewirtungsrechnung elektronisch 
aufbewahrt wird und

·  bei den genannten Vorgängen die Grundsätze 
zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewah-
rung von Büchern, Aufzeichnungen und Unter-
lagen in elektronischer Form sowie zum Da-
tenzugriff erfüllt und die jeweils angewandten 
Verfahren in der Verfahrensdokumentation be-
schrieben werden.

von Uwe Boche, Partner und Steuerberater im Standort Massen
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Steuerliche Vereinfachungen bei kleinen Photovoltaikanlagen und Blockheizkraftwerken

BMF-Schreiben vom 02. Juni 2021 aufgehoben 
durch BMF-Schreiben vom 29.10.2021

Photovoltaikanlagen und Blockheizkraftwerke 
ermöglichen eine umweltfreundliche Energiege-
winnung. Bei der Überlegung zur Installation ei-
ner solchen Anlage müssen allerdings auch steu-
erliche Gesichtspunkte beachtet werden, wie z.B. 
die steuerliche Anmeldung der Anlage beim Fi-
nanzamt, die Abschreibung der Anlage und die 
Unternehmereigenschaft des Steuerpflichtigen 
bei Verkauf des produzierten Stroms. Bereits mit 
dem BMF-Schreiben vom 02. Juni 2021 hat die Fi-
nanzverwaltung eine Vereinfachungsregel getrof-
fen: Kleinere Photovoltaikanlagen oder vergleich-
bare Blockheizkraftwerke können danach von der 
ertragsteuerlichen Erfassung ausgenommen wer-
den. Die Betreiber erhalten die Möglichkeit, einen 
schriftlichen Antrag beim zuständigen Finanzamt 
zu stellen. 

Wer eine Photovoltaikanlage oder ein Blockheiz-
kraftwerk (BHKW) betreibt, erzielt damit Einkünf-
te aus Gewerbebetrieb. Damit ist die jährliche Ab-
gabe einer Gewinnermittlung (i.d.R. Anlage EÜR) 
erforderlich. Doch oftmals sind die zu versteuern-
den Beträge sehr gering - egal ob ein kleiner Ver-
lust oder Gewinn. Der Aufwand für die korrekte 
Besteuerung ist jedoch groß. So müssen auch die 
Finanzämter diese zusätzlichen Daten überprüfen 
und oftmals kommt es zum Streit über die Frage, 
ob eine Gewinnerzielungsabsicht vorliegt. Dies 
hat die Finanzverwaltung veranlasst, Vereinfa-
chungsregeln für die ertragsteuerliche Behand-
lung kleiner Photovoltaikanlagen und vergleich-
barer BHKW zu treffen. Laut dem BMF-Schreiben 
können die Anlagenbetreiber einen schriftlichen 
Antrag stellen. Danach unterstellt die Finanzver-
waltung ohne weitere Prüfung in allen offenen 
Veranlagungszeiträumen, dass die Photovoltaik-
anlage bzw. das BHKW ohne Gewinnerzielungs-
absicht (sog. Liebhaberei) betrieben wird.

Die Vereinfachungsregelung gilt für
·  eine oder mehrere Photovoltaikanlagen mit einer 

installierten Gesamtleistung von bis zu 10 kW, 
die nach dem 31.12.2003 oder vor mehr als 20 
Jahren in Betrieb genommen wurden.

·  BHKW mit einer installierten Leistung von bis zu 
2,5 kW, die nach dem 31.12.2003 oder vor mehr 
als 20 Jahren in Betrieb genommen wurden.

 

Welche Anlagen sind in die Prüfung der 
Grenze 10 kW/ 2,5 kW einzubeziehen?
·  Alle Photovoltaikanlagen/ BHKW, die von einer 

antragstellenden Person betrieben werden, bil-
den einen einzigen Betrieb. Die jeweiligen Leis-
tungen sind zu addieren.

·  Es sind sowohl Anlagen auf demselben Grund-
stück als auch auf unterschiedlichen Grundstü-
cken zusammenzurechnen. 

·  Es ist unerheblich, ob die Anlagen technisch ge-
trennt sind.

·  Auch solche Anlagen sind einzubeziehen, die die 
übrigen Voraussetzungen der Vereinfachungsre-
gelung nicht erfüllen (z. B. Anlagen, deren Strom 
einem Mieter des Antragstellers zur Verfügung 
gestellt wird).

Wie darf der erzeugte Strom genutzt 
werden?
Der erzeugte Strom darf neben der Einspeisung 
in das öffentliche Stromnetz ausschließlich in den 
zu eigenen Wohnzwecken genutzten Räumen ver-
braucht werden.

·  Die unentgeltliche Überlassung zu Wohnzwe-
cken steht der Nutzung zu eigenen Wohnzwe-
cken gleich.

·  Der Verbrauch des Stroms in einem häuslichen Ar-
beitszimmer ist unschädlich.

·  Der Verbrauch durch Mieter oder zu anderweiti-
gen eigenen oder fremden betrieblichen Zwecken 
muss technisch ausgeschlossen sein. Dies gilt 
aber nicht, wenn die Mieteinnahmen 520 EUR 
pro Veranlagungszeitraum nicht überschreiten. 

·  Wird die Anlage von einer Mitunternehmerschaft 
betrieben, reicht es, wenn der Strom eingespeist 
und daneben von mindestens einem Mitunter-
nehmer zu privaten Wohnzwecken genutzt wird.

Wirkung des Antrags
Der Antrag kann formfrei beim örtlich zuständi-
gen Finanzamt gestellt werden. Der Antrag ist als 
Wahlrecht ausgestaltet, d.h. es bleibt der steuer-
pflichtigen Person überlassen, das Streben nach 
einem sog. Totalgewinn nachzuweisen und kei-
nen Antrag zu stellen. Bei Antragsstellung ist eine 
Anlage EÜR für den Betrieb der Photovoltaikan-
lage/ des BHKWs für alle offenen Veranlagungs-
zeiträume nicht mehr abzugeben. Veranlagte 
Gewinne und Verluste aus zurückliegenden Ver-
anlagungszeiträumen, die verfahrensrechtlich 
einer Änderung noch zugänglich sind (z. B. bei 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung oder vor-

läufig durchgeführten Veranlagungen), sind in 
der Einkommensteuererklärung nicht mehr zu be-
rücksichtigen. Die Inanspruchnahme der Verein-
fachungsregelung führt nicht zur Rückgängigma-
chung eines eventuell in Anspruch genommenen 
Investitionsabzugsbetrages, da insoweit keine 
schädliche Verwendung der Investition nach §7g 
Abs. 4 EStG vorliegt.
Bei Neuanlagen, die nach dem 31.12.2021 in Be-
trieb genommen werden, ist der Antrag bis zum 
Ablauf des Veranlagungszeitraums zu stellen, der 
auf das Jahr der Inbetriebnahme folgt. Bei Altanla-
gen (Inbetriebnahme vor dem 31.12.2021) ist der 
Antrag bis zum 31.12.2022 zu stellen.
Zu beachten ist, dass sich durch den Antrag keine 
umsatzsteuerlichen Änderungen ergeben!
Wird die Vereinfachungsregelung des BMF-Schrei-
bens in Anspruch genommen, hat dies keine Än-
derung eines eventuell in Anspruch genommenen 
Vorsteuerabzugs zur Folge. Auch bei neuen Anla-
gen, für die von Anfang an die Vereinfachungs-
regelung in Anspruch genommen wird, kann die 
Vorsteuer aus dem Erwerb der Anlage weiterhin 
gezogen werden. Der Betrieb kleiner Photovol-
taikanlagen/ BHKW unterfällt grundsätzlich der 
Kleinunternehmerregelung nach § 19 UStG. In der 
Praxis wird jedoch von der Kleinunternehmerrege-
lung regelmäßig kein Gebrauch gemacht, um die 
Vorsteuer aus dem Erwerb der Anlage ziehen zu 
können. 

Wird in den folgenden Jahren zur Kleinunterneh-
merregelung zurück optiert, ist der Vorsteuer-Be-
richtigungszeitraum zu beachten:

·  Auf-Dach-Photovoltaikanlagen: Sie unterliegen 
grundsätzlich dem fünfjährigen Vorsteuer-Berich-
tigungszeitraum, weil sie regelmäßig nicht zu 
den wesentlichen Bestandteilen eines Gebäudes 
gehören.

·  Dachintegrierte Photovoltaikanlagen: Für sie gilt 
der zehnjährige Vorsteuer-Berichtigungszeitraum, 
weil sie zugleich als Dachdeckungsersatz dienen 
und somit als wesentliche Gebäudebestandteile 
einzuordnen sind.

Haben Sie weitere Fragen?
Dann sprechen Sie uns an, wir beraten Sie gern!

·  BMF, Schreiben v. 02.06.2021,
IV C 6 -S 2240/19/10006 :006 

·  BMF, Schreiben v. 29.10.2021,
IV C 6 -S 2240/19/10006 :006 

von Nancy Wienandt, Teamleiter im Standort Massen
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Aufbewahrungsfristen

Die Aufbewahrungsfristen für Unternehmen sind 
für das Steuerrecht in der Abgabenordnung (AO) 
und für das Handelsrecht im Handelsgesetzbuch 
(HGB) geregelt. Die Vorschriften des Handels- und 
Steuerrechts sind größtenteils identisch. Die Ein-
zelheiten der steuerrechtlichen Aufbewahrungs-
frist werden überwiegend in der AO §147 fest-
gehalten. Allerdings werden nach §140 AO diese 
Aufbewahrungsfristen nicht nur durch die Vor-
schriften AO oder das HGB, sondern auch durch 
andere Gesetze wie zum Beispiel das Umsatz-
steuergesetz oder Gesetze und Verordnungen 
für bestimmte Berufe und Tätigkeiten begründet. 
Die Aufbewahrungspflicht ist ein wichtiger Be-
standteil der steuerlichen und handelsrechtlichen 
Buchführungs- und Aufzeichnungspflicht. Wer 
demzufolge zum Führen von Büchern und Auf-
zeichnungen verpflichtet ist, wird auch verpflich-
tet, diese aufzubewahren. Bereits das BMF-Schrei-
ben vom 14.11.2014 (IV A 4 – S 0316/13/10003, 
BStBI 2014 I S. 1450) „Grundsätze zur ordnungs-
gemäßen Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektro-
nischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD)“ ist 
ein wichtiger Bestandteil für die praktische An-
wendung in diversen Unternehmen. Weiterhin 
sind alle Gewerbetreibenden bei der Überschrei-
tung einer bestimmten Umsatz- bzw. Gewinngren-
ze buchführungs- und aufzeichnungspflichtig. Die 
Umsatzgrenze liegt aktuell bei 600.000 EUR und 
die Gewinngrenze bei 60.000 EUR (§141 Abs. 1 
Nr.1 bzw. Nr. 4, 5 AO). Wichtig ist jedoch, dass 
auch jeder andere Gewerbetreibende verpflichtet 
ist, seine geschäftlichen Unterlagen über eine be-
stimmte Zeit aufzubewahren. Dabei werden die 
Fristen von 6 und 10 Jahren unterschieden. Die 

handelsrechtliche Aufbewahrungsfrist regelt das 
HGB im § 257 Abs. 4, jedoch kennt das USt-Recht 
eine gesonderte Aufbewahrungspflicht für Rech-
nungen laut § 14b Abs. 1 Satz 1.

Die gesetzlichen Vorschriften sind 
sehr umfangreich. Wie lange bewahre 
ich denn nun eigentlich was auf?

Eine Aufbewahrungsfrist von 10 Jahren 
gilt für folgende Unterlagen:
(§ 147 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 1 Nr. 1, 4 
und 4a AO; § 14b Abs. 1 UStG)

·  Bücher und Aufzeichnungen
·  Jahresabschlüsse
·  Inventare
·  Lageberichte
·  Eröffnungsbilanzen und dazugehörige Unterla-

gen (z. B. Arbeitsanweisungen und Organisa-
tionsunterlagen)

·  Buchungsbelege
·  Rechnungen 
·  Unterlagen zur abgegebenen Zollanmeldung 

(mittels Datenverarbeitung - ATLAS), sofern die 
Zollbehörde auf die Unterlagen verzichtet hat

Diese gilt nur, wenn alle Steuerbescheide be-
standskräftig sind und gegen den Verwaltungs-
akt kein Einspruch eingelegt wurde. Auch ein vor-
läufiger Steuerbescheid oder unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung hemmt die entsprechende Frist. 
Auch bei der schriftlichen Ankündigung (bis zum 
31.12.2020) einer Außenprüfung durch das Fi-
nanzamt dürfen die Unterlagen 2021 nicht ver-
nichtet werden.

Eine Aufbewahrungsfrist von 6 Jahren 
gilt für alle anderen aufbewahrungspflichti-
gen Geschäftsunterlagen:

·  empfangene Handels- und Geschäftsbriefe
·  Wiedergaben der abgesandten Handels- und Ge-

schäftsbriefe,
·  sonstige Unterlagen, soweit sie für die Besteue-

rung von Bedeutung sind.

Die Aufbewahrungsfrist beginnt jeweils mit dem 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem bei laufenden 
Aufzeichnungen die letzte Eintragung gemacht 
wurde. Zum Beispiel, wenn die letzte Buchung 
erfolgt oder das Inventar, die Eröffnungsbilanz, 
der Jahresabschluss oder ein Bericht aufgestellt 
wurde. Bei Handels- und Geschäftsbriefen be-
ginnt die Frist mit dem Abschluss des Jahres, in 
dem das Schriftstück abgesandt oder empfan-
gen wurde. Für Buchungsbelege und andere Un-
terlagen ist das Entstehungsdatum maßgeblich 
für den Schluss des entsprechenden Kalender-
jahres. Bitte beachten Sie, dass der Gesetzgeber 
zur Schwarzgeld-Bekämpfung auch für Privatper-
sonen eine Aufbewahrungspflicht eingeführt hat. 
Als Empfänger steuerpflichtiger Werklieferungen 
oder sonstiger Leistungen im Zusammenhang mit 
einem Grundstück ist man verpflichtet, die Rech-
nung, einen Zahlungsbeleg oder andere beweis-
kräftige Unterlagen zwei Jahre aufzubewahren. 
Auch für Privatpersonen beginnt die Aufbewah-
rungsfrist am Ende des Kalenderjahres, in dem die 
Rechnung bzw. der Beleg ausgestellt wurde.

Welche Unterlagen können 
2021 vernichtet werden?
Quelle: BMF und Gesetzestexte
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Elektromobilität ist ein wichtiges Element ei-
ner klimagerechten Energie- und Verkehrspoli-
tik. Gleichzeitig unterstützt Elektromobilität uns 
dabei, unsere Industriegesellschaft mit innova-
tiven, weltweit gefragten Produkten und Syste-
men nachhaltig zu gestalten. Elektromobilität im 
Sinne des Nationalen Entwicklungsplans Elektro-
mobilität (NEP) der Bundesregierung umfasst all 
jene Straßenfahrzeuge, die von einem Elektromo-
tor angetrieben werden und ihre Energie über-
wiegend aus dem Stromnetz beziehen, also ex-
tern aufladbar sind. Momentan gibt es über 60 
verschiedene Fahrzeugklassen deutscher Herstel-
ler, die mit Strom geladen werden können. Damit 
die Nutzung solcher Elektrofahrzeuge attraktiver 
wird, hat die Bundesregierung zeitlich befristete 
Kaufanreize geschaffen.
Begünstigte Fahrzeugklassen sind Elektrofahrzeu-
ge oder Hybridelektrofahrzeuge im Sinne des § 6 
Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 zweiter Halbsatz EStG. 
Ein Elektrofahrzeug ist ein Kraftfahrzeug, das aus-
schließlich durch einen Elektromotor angetrieben 
wird, der ganz oder überwiegend aus mechani-
schen oder elektrochemischen Energiespeichern 
oder aus emissionsfrei betriebenen Energiewand-
lern (z.B. wasserstoffbetriebene Brennstoffzelle) 
gespeist wird. Ein Hybridelektrofahrzeug wird 
angetrieben durch einen Betriebskraftstoff und 
enthält eine Speichereinrichtung für elektrische 

Energie. Ein Hybridfahrzeug muss außerdem ex-
tern aufladbar sein. Regelmäßig werden für diese 
Fahrzeuge bei der Dienstwagenbesteuerung nur 
die halben bzw. bei reinen Elektrofahrzeugen nur 
ein Viertel der geldwerten Vorteile angesetzt.
Zu den begünstigten Fahrzeugen zählen auch 
Elektrofahrräder, wenn diese verkehrsrechtlich als 
Kraftfahrzeug einzuordnen sind (z. B. gelten Elek-
trofahrräder, deren Motor auch Geschwindigkei-
ten über 25 Kilometer pro Stunde unterstützt, als 
Kraftfahrzeuge) sowie Elektrokleinstfahrzeuge im 
Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 Elektrokleinstfahr-
zeuge-Verordnung vom 6. Juni 2019 (BGBl. I Sei-
te 756); das sind insbesondere Kraftfahrzeuge mit 
elektrischem Antrieb und einer bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit von nicht weniger als 6 
km/h und nicht mehr als 20 km/h. Aus Billigkeits-
gründen zählen vom Arbeitgeber gewährte Vortei-
le für das elektrische Aufladen von Elektrofahrrä-
dern, die verkehrsrechtlich nicht als Kraftfahrzeug 
einzuordnen sind (u. a. keine Kennzeichen- und 
Versicherungspflicht), im Betrieb des Arbeitgebers 
oder eines verbundenen Unternehmens (§ 15 des 
Aktiengesetzes) nicht zum Arbeitslohn. Begünstigt 
ist das Aufladen sowohl privater Elektrofahrzeuge 
oder Hybridelektrofahrzeuge des Arbeitnehmers 
als auch betrieblicher Elektrofahrzeuge oder Hy-
bridelektrofahrzeuge des Arbeitgebers, die dem 
Arbeitnehmer auch zur privaten Nutzung überlas-

sen werden, sog. Dienstwagen. Wird der geldwer-
te Vorteil aus der privaten Nutzung eines Dienst-
wagens zu privaten Fahrten typisierend nach der 
pauschalen Nutzungswertermittlung im Sinne des 
§ 8 Absatz 2 Satz 2 EStG (1 %-Regelung) ermittelt, 
ist der geldwerte Vorteil für den vom Arbeitgeber 
verbilligt oder unentgeltlich gestellten Ladestrom 
bereits abgegolten. Die Steuerbefreiung nach § 3 
Nummer 46 EStG wirkt sich nicht aus. Bei Anwen-
dung der individuellen Nutzungswertermittlung 
im Sinne des § 8 Absatz 2 Satz 4 EStG (Fahrten-
buchmethode) bleiben unter entsprechender An-
wendung von R 8.1 Absatz 9 Nummer 2 Satz 8 
zweiter Halbsatz LStR 2015 Kosten für den vom 
Arbeitgeber verbilligt oder unentgeltlich gestell-
ten, nach § 3 Nummer 46 EStG steuerfreien Lade-
strom bei der Ermittlung der insgesamt durch das 
Kraftfahrzeug entstehenden Aufwendungen im 
Sinne des § 8 Absatz 2 Satz 4 EStG (Gesamtkos-
ten) außer Ansatz. Die Steuerbefreiung ist weder 
auf einen Höchstbetrag, noch nach der Anzahl der 
begünstigten Kraftfahrzeuge begrenzt.

Aufladeort
Begünstigt ist das Aufladen an jeder ortsfesten 
betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers oder 
eines mit dem Arbeitgeber verbundenen Unter-
nehmens. Nicht begünstigt ist das Aufladen bei 
einem Dritten oder an einer von einem fremden 

Neue Energien / Klima

Überlassung von Elektrofahrzeugen
von Annett Thiel, Teamleiterin im Standort Cottbus
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Dritten betriebenen Ladevorrichtung sowie das 
Aufladen beim Arbeitnehmer.
Steuerbefreit sind auch vom Arbeitgeber gewähr-
te Vorteile für die zur privaten Nutzung zeitweise 
überlassene betriebliche Ladevorrichtung für Elek-
trofahrzeuge oder Hybridelektrofahrzeuge, nicht 
jedoch deren Übereignung.
Der von dieser betrieblichen Ladevorrichtung für 
Elektrofahrzeuge oder Hybridelektrofahrzeuge be-
zogene Ladestrom fällt nicht unter die Steuerbe-
freiung. Dies gilt unabhängig davon, ob es sich 
um einen Stromanschluss des Arbeitgebers han-
delt oder ob der Arbeitgeber die Stromkosten des 
Arbeitnehmers bezuschusst. Ladevorrichtung für 
ein Elektrofahrzeug oder ein Hybridelektrofahr-
zeug im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 
2 zweiter Halbsatz EStG ist die gesamte Ladeinf-
rastruktur einschließlich Zubehör sowie die in die-
sem Zusammenhang erbrachten Dienstleistungen. 
Dazu gehören z. B. der Aufbau, die Installation 
und die Inbetriebnahme der Ladevorrichtung, de-
ren Wartung und Betrieb sowie die für die Inbe-
triebnahme notwendigen Vorarbeiten wie das 
Verlegen eines Starkstromkabels.
Pauschale Zuschüsse des Arbeitgebers für die 
Nutzung einer privaten Ladevorrichtung des Ar-
beitnehmers können pauschal besteuert werden, 
wenn die Aufwendungen für die Nutzung regel-
mäßig wiederkehren und soweit der Arbeitneh-

mer die entstandenen Aufwendungen für einen 
repräsentativen Zeitraum von drei Monaten im 
Einzelnen nachweist.

Zusätzlichkeitsvoraussetzung
Voraussetzung ist, dass die geldwerten Vorteile 
und Leistungen sowie die Zuschüsse zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht 
werden. Der steuerliche Vorteil ist damit insbe-
sondere im Rahmen von Gehaltsverzicht oder 

-umwandlungen ausgeschlossen.
Seinen Arbeitnehmern gleich ein neues E-Fahr-
zeug anzubieten, ist für viele Arbeitgeber zum Bei-
spiel aus Kostengründen keine Option. Deshalb 
gibt es neben den Elektrofahrzeugen die Alterna-
tive, die umweltfreundliche Mobilität der Arbeit-
nehmer durch die Überlassung eines Fahrrads, Pe-
delecs oder Elektro-Bikes zu fördern.
Eine Rahmenvereinbarung des Arbeitgebers mit 
einer Fahrradleasingfirma findet hier häufig An-
wendung. Dazu kann der Arbeitgeber mit seinem 
Arbeitnehmer eine Nutzungsüberlassungsverein-
barung treffen.
Die erste Variante dazu wäre eine Überlassung ei-
nes Fahrrads, welches nicht als Kraftfahrzeug ein-
zuordnen ist:
1. ein Fahrrad ohne Motor oder
2. ein Pedelec mit Pedalunterstützung durch Elek-
tromotor bis zu 25 km/h oder 3. ein E-Bikes mit 

Motorunterstützung bis 6 km/h (unabhängig von 
der Trittleistung)
Übernimmt der Arbeitgeber die Leasingrate und 
die Versicherungsbeiträge und geschieht dies zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn, 
so ist die Überlassung an den Arbeitnehmer steu-
erfrei. Liegt hingegen eine Barlohnumwandlung 
vor, so muss eine Versteuerung des geldwerten 
Vorteils i. H. v. einem Viertel der unverbindlichen 
Preisempfehlung im Rahmen der Lohnabrechnung 
erfolgen. Eine zusätzliche Versteuerung des Vor-
teils von Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte ist nicht anzusetzen.
Die zweite Variante ist der Fall, dass das Fahrrad 
als Kraftfahrzeug einzuordnen ist:
1.  Sog. S-Pedelecs mit Pedalunterstützung durch 

Elektromotor bis 45 km/h oder 
2.  E-Bikes mit Motorunterstützung über 6 km/h 

(unabhängig von der Trittleistung)
Liegt hier eine Barlohnumwandlung vor, so muss 
eine Versteuerung des geldwerten Vorteils i. H. v. 
einem Viertel der unverbindlichen Preisempfeh-
lung im Rahmen der Lohnabrechnung erfolgen, 
jedoch gilt als Voraussetzung, dass das Fahrzeug 
keine Kohlenstoffdioxidemmission verursacht. Zu-
sätzlich muss hier noch die Versteuerung des geld-
werten Vorteils für den Weg Wohnung-Arbeit i. H. 
v. 0,03% der unverbindlichen Preisempfehlung je 
Entfernungskilometer erfolgen.

Ladevorrichtung für Elektrofahrzeuge
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Grundsätze der Buchführung 

Verfahrensdokumentation – Was ist das?

Durch die „Grundsätze zur ordnungsmäßigen 
Führung und Aufbewahrung von Büchern, Auf-
zeichnungen und Unterlagen in elektronischer 
Form sowie zum Datenzugriff (GoBD)“ fasste 
das Bundesministerium der Finanzen (BMF) am 
14.11.2014 unter dem Begriff „Verfahrensdoku-
mentation“ lediglich eine Vielzahl bereits seit Jah-
ren praktizierten Grundsätzen zusammen. 

Rechtliche Ausgangssituation
Eine Buchführung muss sowohl gemäß § 238 Abs. 
1 Satz 2 HGB als auch gemäß § 145 Abs. 1 Satz 
1 AO so beschaffen sein, dass sie einem sachver-
ständigen Dritten innerhalb angemessener Zeit ei-
nen Überblick über die Geschäftsvorfälle und über 
die Lage des Unternehmens vermitteln kann.
Aufzeichnungen sind gem. § 145 Abs. 2 AO so 
vorzunehmen, dass der Zweck, den sie für die Be-
steuerung erfüllen sollen, erreicht wird. Buchun-
gen und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen 
sind gemäß § 146 Abs. 1 Satz 1 AO vollständig, 
richtig, zeitgerecht und geordnet vorzunehmen.
Buchungen oder Aufzeichnungen dürfen gemäß 
§ 146 Abs. 4 AO nicht in einer Weise verändert 
werden, dass der ursprüngliche Inhalt nicht mehr 
feststellbar ist.
Für die Ordnungsmäßigkeit der (elektronischen) 
Bücher und sonst erforderlichen (elektronischen) 
Aufzeichnungen, einschließlich der eingesetzten 

Verfahren, ist allein der Steuerpflichtige verant-
wortlich. Dies gilt auch bei einer teilweisen oder 
vollständigen organisatorischen und technischen 
Auslagerung von Buchführungs- und Aufzeich-
nungsaufgaben auf Dritte, z.B. Steuerberater oder 
Rechenzentren. Der Steuerpflichtige ist auch für 
die zum Verständnis erforderlichen Arbeitsanwei-
sungen und sonstigen Organisationsunterlagen 
i.S.v. § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO verantwortlich.

Die Verfahrensdokumentation
Der Begriff „Verfahrensdokumentation“ lässt sich 
weder den handels- noch den steuerrechtlichen 
Vorschriften entnehmen.
Offenkundig muss es sich jedoch um die Arbeits-
anweisungen und Organisationsunterlagen han-
deln, welche die Einhaltung der oben genannten 
handels- und steuerrechtlichen Verpflichtungen si-
cherstellen.
In seinen hierzu veröffentlichten „Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung bei Einsatz von In-
formationstechnologie“ hat zum Beispiel der IDW 
in Deutschland e. V. (IDW) die Verfahrensdoku-
mentation als Beschreibung aller zum Verständnis 
der Rechnungslegung erforderlichen Verfahrens-
bestandteile bezeichnet.
Aus Sicht der Finanzverwaltung kommt den in § 
147 Abs. 1 Nr. 1 AO aufgeführten Arbeitsanwei-
sungen und sonstigen Organisationsunterlagen 

insbesondere bei DV-gestützten Buchführungen 
besondere Bedeutung zu.
Es ist also keineswegs erforderlich, die gesamten 
Prozesse vom Geschäftsvorfall bis in die Finanz-
buchhaltung zu dokumentieren. 
Die Verfahrensdokumentation muss aber dem 
sachverständigen Dritten, der regelmäßig über 
Kenntnisse der Buchführung und Buchführungs-
organisation verfügt, Informationen über die im 
Rahmen der Datenverarbeitung eingesetzte Hard- 
und Software geben. Vor allem gibt sie Informa-
tionen darüber, durch welche Maßnahmen die In-
tegrität der Daten im Rahmen von Digitalisierung, 
elektronischer Verarbeitung, Speicherung und 
Aufbewahrung gewährleistet wird.

Konkrete Anwendungsfälle
Typische Prozesse, die demnach einer solchen Do-
kumentation bedürfen, sind z. B.

·  die (elektronische) Kassenführung
·  die Belegdigitalisierung, insbesondere, wenn 

die Papierbelege anschließend vernichtet wer-
den sollen

·  der Import von Daten mittels elektronischer 
Schnittschnellen aus Vorsystemen, z.B. Waren-
wirtschaftssystemen, Onlinebanking-Program-
men oder Verkaufsplattformen im Internet.

von Nico Duwe, Partner und Steuerberater im Standort Lübben

Ordnungsmäßigkeit der elektronischen Bücher und Aufzeichnungen
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Grundsätze der Buchführung 

Inhalt und Bestandteile
Es gibt keine konkreten Vorschriften über Inhalt 
und Form einer Verfahrensdokumentation. Als 
Orientierung können jedoch verschiedene durch 
Organisationen und Verbände veröffentlichte Stel-
lungnahmen dienen.
Bundessteuerberaterkammer (BStBK) und Deut-
scher Steuerberaterverband e.V. (DStV) haben im 
März 2014 gemeinsam eine Muster-Verfahrens-
dokumentation zur Digitalisierung und elektroni-
schen Aufbewahrung von Belegen inkl. Vernich-
tung der Papierbelege veröffentlicht.
Der DStV hat außerdem an einer Muster-Verfah-
rensdokumentation zur geordneten Belegablage 
mitgewirkt und diese im Oktober 2015 veröffent-
licht.
Eine Verfahrensdokumentation ist nicht als ein in 
sich geschlossenes Dokument anzusehen, son-
dern besteht in der Regel aus einer Vielzahl von 
Bestandteilen.
Zum Beispiel wird eine Verfahrensdokumentati-
on zur elektronischen Kassenführung, je nach An-
wendungsfall, in der Regel um folgende Doku-
mente zu ergänzen sein:

·  Bedienungsanleitung
·  Programmieranleitung
·  Dokumentation vorgenommener Programmie-

rungen (z. B. der Artikelpreise)
·  Protokolle über die Einrichtung von Verkäufer-, 

Kellner- und Trainingsspeichern
·  alle weiteren Anweisungen zur Kassenprogram-

mierung, z.B. Anweisungen zum maschinellen 
Ausdrucken von Pro-forma-Rechnungen oder 
zum Unterdrücken von Daten und Speicherin-
halten

·  konkrete Einsatzorte und -zeiträume von Gerä-
ten, z. B. 

·  Registrierkassen
·  Waagen mit Registrierkassenfunktion
·  Taxameter und Wegstreckenzähler.

Ausgestaltung
Aus der Verfahrensdokumentation müssen sich 
insbesondere Inhalt, Aufbau, Ablauf und Ergeb-
nisse des Datenverarbeitungs-Verfahrens vollstän-
dig und schlüssig erkennen lassen. Sie kann in Pa-
pierform, elektronisch oder auch in Kombination 
erstellt und aufbewahrt sowie um mündliche Aus-
künfte ergänzt werden.
Zu beachten ist ferner, dass sich die Prozesse im 
Zeitablauf verändern werden. Die Verfahrensdo-
kumentation ist fortlaufend um diese Änderun-
gen zu ergänzen. Gleichwohl ist darauf zu achten, 
dass die geänderten Vorgehensweisen weiterhin 
dokumentiert bleiben, da ein Nachweis regelmä-
ßig nicht nur für den aktuellen Zeitraum, sondern 
auch für die Vergangenheit zu gewährleisten ist.
Die Änderungshistorie muss dabei so weit zurück 
reichen, wie Verfahren beschrieben werden, die 
zu Aufzeichnungen gehören, für welche die ge-
setzlichen Aufbewahrungspflichten noch nicht ab-
gelaufen sind.

Folgen einer fehlenden, unvollständi-
gen oder unrichtigen Verfahrensdoku-
mentation
Ist der Steuerpflichtige im Rahmen von Prüfungen 
nicht in der Lage, die Vollständigkeit, Richtigkeit 
und Unverfälschtheit seiner elektronisch gespei-
cherten Daten durch Vorlage geeigneter Unterla-
gen zu belegen, wird die Finanzverwaltung dies 
regelmäßig als Verstoß gegen die Ordnungsmä-
ßigkeit der Buchführung und damit als schwerwie-
genden Mangel werten.
Dieser Sichtweise folgt auch die Rechtsprechung 
und ermächtigt die Finanzämter in derartigen Fäl-
len zu Hinzuschätzungen des Umsatzes oder Strei-
chung von Betriebsausgaben und Vorsteuerabzug.

BFH vom 25.03.2015 - X R 20/13
„Bei einem programmierbaren Kassensystem stellt 
das Fehlen der aufbewahrungspflichtigen Betriebs-

anleitung sowie der Protokolle nachträglicher Pro-
grammänderungen einen formellen Mangel dar, 
dessen Bedeutung dem Fehlen von Tagesend-
summenbons bei einer Registrierkasse oder dem 
Fehlen von Kassenberichten bei einer offenen La-
denkasse gleichsteht und der daher grundsätzlich 
schon für sich genommen zu einer Hinzuschät-
zung berechtigt.“

Darüber hinaus dürfte auch ein nicht unerhebli-
ches eigenbetriebliches Interesse an einer der Do-
kumentation der Abläufe bestehen. Fällt ein mit 
einem bestimmten betrieblichen Prozess, z. B. der 
Belegdigitalisierung, betrauter Mitarbeiter, z. B. 
krankheitsbedingt, aus oder verlässt dauerhaft 
das Unternehmen, kann eine fehlende, unvoll-
ständige oder unrichtige Dokumentation die Ein-
arbeitung eines Vertreters oder Nachfolgers unnö-
tig erschweren oder gar unmöglich machen.
Ferner könnte die fehlende Kenntnis, z. B. des Ab-
lageortes von Daten, Kennwörtern oder verwen-
deten Verschlüsselungsalgorithmen, zu ernsthaf-
ten Störungen des Betriebsablaufs führen.
Des Weiteren kann eine klare Regelung von Zu-
ständigkeiten verhindern, dass wichtige Hand-
lungen vergessen werden oder doppelt erfolgen. 
Gleichzeitig wird hierdurch auch die Verantwort-
lichkeit für das Ergebnis festgelegt.

Fazit: Ungeachtet der rechtlichen Notwendigkeit, 
dürfte eine Dokumentation der betrieblichen Da-
tenverarbeitungsprozesse bereits aus eigenbe-
trieblichem Interesse unabdingbar sein.
Gern stehen Ihnen unsere Steuerberater bei der 
Erstellung einer auf Ihre individuellen betriebli-
chen Bedürfnisse abgestimmten Verfahrensdoku-
mentation zu Seite.

Bundessteuerberaterkammer und 
Deutscher Steuerberaterverband e.V. 
haben gemeinsam eine Muster-
Verfahrensdokumentation zur Digita-
lisierung und elektronischen Aufbe-
wahrung von Belegen inkl. Vernich-
tung der Papierbelege veröffentlicht.
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Die GmbH in der Betriebsprüfung

Wie in der letzten Ausgabe angekündigt, wollen 
wir Sie über weitere Sachverhalte, die häufig im 
Rahmen der Prüfung von Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung aufgegriffen werden, infor-
mieren.

Probleme im Zusammenhang mit der 
Gewährung von Darlehen
Im Verlauf von Betriebsprüfungen bei Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung ergeben sich häu-
fig Beanstandungen im Zusammenhang mit Dar-
lehen, die zwischen der Gesellschaft und ihren 
Gesellschaftern vereinbart wurden.
Ein Gesellschafter kann mit „seiner“ Gesellschaft 
sowohl aufgrund schuldrechtlicher Vereinbarung, 
als auch aufgrund des Gesellschaftsverhältnisses 
in Rechtsbeziehung treten.

Darlehensvereinbarungen zwischen der 
Gesellschaft und ihren Gesellschaftern 
oder diesen nahestehende Personen
Ein Grund für ein Darlehen der Gesellschaft an 
ihre Gesellschafter oder an diesen nahestehen-
de Personen könnte ein privater Finanzbedarf des 
Darlehensnehmers sein. Der alternative Weg, den 
entsprechenden Betrag an den Gesellschafter of-
fen auszuschütten, soll bewusst nicht beschritten 
werden, da es hierbei zu einer Besteuerung käme.
Andersherum kommt es vor, dass der Gesellschaf-
ter oder eine ihm nahestehende Person der Gesell-
schaft Kapital zur Verfügung stellen möchte, aller-
dings nicht im Wege einer Einlage, sondern durch 
Hingabe eines Darlehens. Dabei ist die Motivati-
on, den Gewinn der Gesellschaft durch die darauf 
entfallenden Zinsen zu mindern, regelmäßig nicht 
zu beanstanden.
Grundsätzlich sind solche Darlehensgewährungen 
zulässig. Zu beachten ist hierbei jedoch, dass die 
zugrundeliegenden Vereinbarungen denen ent-

sprechen, die die Gesellschaft auch einer derarti-
gen Vereinbarung mit einem Nichtgesellschafter 
der auch keinem Gesellschafter nahesteht, zu-
grunde gelegt hätten.
Unabhängig davon, ob ein Formerfordernis be-
steht, sollten die Verträge schriftlich verfasst wer-
den, um späteren Streitigkeiten mit dem Finanz-
amt, über deren Inhalt, von vornherein aus dem 
Weg zu gehen. Dies gilt umso mehr bei Vereinba-
rungen mit „beherrschenden“ Gesellschaftern, da 
die Rechtsprechung hier ausdrücklich fordert, dass 
eine zivilrechtlich wirksame, klare und im Voraus 
abgeschlossene Vereinbarung bestehen muss. 
Eine Beherrschung liegt in der Regel bei mehr als 
50% der Stimmrechte vor, wobei die Rechtspre-
chung die Stimmrechte mehrerer Gesellschafter 
die „gleichgerichtete Interessen“ verfolgen, zu-
sammenrechnet.
Des Weiteren ist streng darauf zu achten, dass die 
vereinbarten Bedingungen auch eingehalten wer-
den. So müssen vereinbarte Zahlungen zum Fäl-

von Nico Duwe, Partner und Steuerberater im Standort Lübben

Betriebsprüfungen

Der Betriebsprüfer analysiert 
auch alle digitalen Dokumente 
bis ins kleinste Detail.
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ligkeitstermin auch geleistet werden. Alternativ 
müssen hiervon abweichende Vereinbarungen, z. 
B. über deren Stundung, zeitnah geschlossen und 
in der Buchhaltung dokumentiert werden.
Bei Dauerschuldverhältnissen, deren Durchfüh-
rung wie z. B. bei Dienst-, Miet- oder Darlehens-
verträgen regelmäßige Zahlungen zwischen Ge-
sellschafter und Gesellschaft voraussetzt, kann 
unter Umständen aus der tatsächlichen Durchfüh-
rung dieser Zahlungen auf den Abschluss einer 
mündlichen Vereinbarung geschlossen werden. 
Kommt das Finanzamt im Rahmen seiner Prü-
fung zu dem Ergebnis, die zwischen der Gesell-
schaft und dem Gesellschafter bzw. der ihm na-
hestehenden Person geschlossene Vereinbarung 
hält einem Fremdvergleich nicht stand, wird sie 
Leistungen der Gesellschaft an den Gesellschaf-
ter, z. B. Schuldzinsen, die diese gewinnmindernd 
geltend gemacht hat, dem Ergebnis wieder hinzu-
rechnen, was zur entsprechenden Erhöhung von 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer bei der 
Gesellschaft führt. Den Umstand, dass die Zinsen 
gleichwohl aus dem Vermögen der Gesellschaft in 
das Vermögen des Gesellschafters bzw. der ihm 

nahestehenden Person übergegangen sind, wer-
tet das Finanzamt als „verdeckte“ Gewinnaus-
schüttung. Diese verdeckte Gewinnausschüttung 
löst beim Gesellschafter eine weitere Besteue-
rung, vergleichbar derjenigen bei Vorliegen einer 
offenen Gewinnausschüttung, aus. Die Besteue-
rung von Zinserträgen im Rahmen der Einkünfte 
aus Kapitalvermögen des Gesellschafters entfällt 
dann allerdings.

Beispiel 1:
An der X-GmbH ist X mit 20% beteiligt. Er hält die 
Anteile im Privatvermögen.
In der Zeit vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 
gewährte X der X-GmbH ein zu 10% verzinstes 
Darlehen in Höhe von 100.000 EUR. Bei der Bank 
hätte die X-GmbH ein ansonsten vergleichbares 
Darlehen mit einer Verzinsung in Höhe von 4% 
aufnehmen können.
Die Zinsen machte die X-GmbH in Höhe von 
10.000 EUR in ihrer G&V 2020 gewinnmindernd 
gelten.
Selbst wenn alle übrigen Darlehensvereinbarun-
gen einem Fremdvergleich standhalten würden, 

so liegt hier zumindest in der Höhe der Zinsen 
eine Abweichung vom Fremdüblichen vor.
In Höhe dieser Abweichung, hier 6.000 EUR, liegt 
eine verdeckte Gewinnausschüttung vor.
Diese würde bei der Ermittlung der Einkünfte der 
X-GmbH dem Jahresüberschuss wieder hinzuge-
rechnet werden, was bei der X-GmbH zu einer zu-
sätzlichen Steuerbelastung (KSt, SolZ, GewSt) in 
Höhe von ca. 1.800 EUR führt. 
Bei dem Gesellschafter X ergäbe sich keine steu-
erliche Auswirkung, da die verdeckte Gewinnaus-
schüttung lediglich an die Stelle des ansonsten zu 
versteuernden anteiligen Zinsertrags treten würde.

Alternativ:
Wäre das Finanzamt aufgrund weiterer Abwei-
chungen von der Fremdüblichkeit, z. B. fehlende 
zeitnahe Auszahlung der Zinsen ohne dahinge-
hende weitere Vereinbarung, zu der Einschätzung 
gelangt, die verzinste Darlehensgewährung sei 
von vornherein nicht ernsthaft gewollt gewesen, 
wäre auch eine Berücksichtigung der gesamten 
Verzinsung als verdeckte Gewinnausschüttung 
möglich.
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Die in der Praxis größte Schwierigkeit bei derarti-
gen Fällen liegt in der Regel in der Ermittlung ei-
nes angemessenen Zinssatzes.
Verdeckte Gewinnausschüttungen sind, nicht nur 
möglich bei Leistungen der GmbH zugunsten ei-
nes Gesellschafters, sondern auch, wenn ein Ver-
mögensvorteil einer ihm nahestehenden Person 
zugutekommt. 

Ein „Nahestehen“ kann begründet werden durch 
·  persönliche Beziehungen, z. B. Ehegatten, Ange-

hörige, Freunde
·  gesellschaftsrechtliche Beziehungen, z. B. 

Schwestergesellschaften, Konzerngesellschaften
·  sachliche/tatsächliche Beziehungen, z. B. jahre-

lange geschäftliche Beziehungen zum Gesell-
schafter.

Beispiel 2:
An der Y-GmbH ist Y mit 30% beteiligt. Sie hält die 
Anteile im Privatvermögen.
In der Zeit vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 
gewährte die Y-GmbH der Y ein zinsloses Darlehen 
in Höhe von 100.000 EUR. Bei der Bank hätte die 
Y ein ansonsten vergleichbares Darlehen mit einer 
Verzinsung in Höhe von 4% aufnehmen können.
Obwohl die Y-GmbH hier gar keinen Aufwand 
geltend gemacht hat, führt die nicht fremdübli-
che Zinslosigkeit zu einer verdeckten Gewinnaus-
schüttung in Höhe von 4.000 EUR. Der Vorteil, den 
die Y-GmbH ihrer Gesellschafterin zuwendet, zeigt 
sich hier nicht in einer Vermögensminderung, son-
dern, in Form des Verzichts auf die üblichen Zin-
sen, in einer verhinderten Vermögensmehrung.
Die verdeckte Gewinnausschüttung wird bei der 
Ermittlung der Einkünfte der Y-GmbH dem Jahres-
überschuss hinzugerechnet, was zu einer zusätzli-
chen Steuerbelastung (KSt, SolZ, GewSt) in Höhe 
von ca. 1.200 EUR führt. 

Bei der Gesellschafterin Y führt der „Zufluss“ der 
verdeckten Gewinnausschüttung in dieser Höhe 
zu zusätzlichen Einkünften aus Kapitalvermögen.
Eine verdeckte Gewinnausschüttung setzt voraus, 
dass die Gesellschaft ihrem Gesellschafter einen 
Vorteil zuwendet. 

Im Rahmen einer Darlehensgewährung kommen 
hier folgende Gestaltungen in Betracht:

·  Gesellschafter gibt seiner Gesellschaft ein Darle-
hen zu einem unangemessen hohen Zinssatz

·  Gesellschaft gibt ihrem Gesellschafter ein Darle-
hen zu einem unangemessen niedrigen Zinssatz 
oder zinslos.

Die jeweils umgekehrten Fälle, also z. B. die zins-
lose Gewährung eines Darlehens des Gesellschaf-
ters an seine Gesellschaft, sind hingegen steuer-
lich unbeachtlich.
Eine verdeckte Gewinnausschüttung kann auch in 
Höhe des gesamten Darlehensbetrages vorliegen, 

Verdeckte Gewinnausschüttung

Betriebsprüfungen
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Wie Amazon Ihre Vorsteuer gefährdet

Einkauf bei Amazon
Der Einkauf als Unternehmer bei Amazon ist komfortabel und spart meist Zeit, 
birgt jedoch umsatzsteuerlich einige Risiken. Das betrifft vorwiegend Waren, 
die aus dem Ausland geliefert werden.
Wahrscheinlich geht es Ihnen wie vielen Unternehmen und Sie kaufen mit Ih-
rem privaten Amazon-Account auch für geschäftliche Zwecke ein?
Das ist nicht verboten, aber bei Amazon stellt sich die Situation etwas kom-
plizierter dar. Mit Ihrer Bestellung über einen privaten Account riskieren Sie in 
vielen Fällen Ihre unternehmerische Vorsteuer. Das Problem ist, dass Amazon 
Sie bei Ihrem privaten Account als Privatperson einstuft und dann auch Ihre 
Rechnung entsprechend mit 19% Umsatzsteuer ausstellt. Die Angabe einer 
Unternehmensanschrift als Rechnungsadresse spielt dabei keine Rolle. Steu-
errechtlich problematisch wird es, sobald die Waren aus den ausländischen 
Warenlagern von Amazon, wie z.B. aus Polen, Frankreich, Italien u.ä. nach 
Deutschland geliefert werden. Hier liegt ein sogenannter steuerfreier innerge-
meinschaftlicher Erwerb vor, der nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt. Im Prü-
fungsfalle droht bei gezogener Vorsteuer eine Rückzahlung.

Amazon-Business-Konto anlegen.
Wir empfehlen Ihnen, für geschäftliche Bestellungen ein separates Amazon-
Business-Konto anzulegen. Dort müssen Sie Ihre Umsatzsteuer-ID hinterlegen. 
Somit kann Amazon unterscheiden, ob Sie als Privatperson oder als Unterneh-
mer bestellen und stellt Rechnungen richtig aus, insbesondere auch den inner-
gemeinschaftlichen Erwerb.

Einrichten Amazon-Business-Konto:
1.  Eröffnen Sie ein neues Amazon-Business-Konto
2.  Wählen Sie in Ihrem Konto den Punkt “Unternehmenskonto” aus
3.  Geben Sie im Anmeldeprozess Ihre Umsatzsteuer-ID an
4.  Fertig! Nach 1 bis 2 Tagen ist Ihr Business-Konto verifiziert

Trennen Sie zukünftig private und betriebliche Bestellungen. 
Für Rückfragen stehen Ihnen unsere Mitarbeiter gern zur Verfügung.

von Corinna Zoch – Teamleiterin und Mariana Bahr – Bilanzbuchhalterin,
im Standort Massen

z. B. wenn eine GmbH ihrem Gesellschafter ein Darle-
hen gewährt hatte, welches infolge zwischenzeitlich ein-
getretener Zahlungsunfähigkeit des Gesellschafters un-
einbringlich geworden ist und die Gesellschaft, anders 
als unter fremden Dritten üblich, keine Besicherung des 
Darlehens verlangt oder die Sicherheiten zwischenzeit-
lich wieder zurückgegeben hatte.

Kassenfehlbeträge und Kalkulationsdifferen-
zen als verdeckte Gewinnausschüttungen
Kassenfehlbeträge und Kalkulationsdifferenzen führen im 
Rahmen von Betriebsprüfungen häufig zu Hinzuschätzun-
gen beim Umsatz, einschließlich der sich daraus ergeben-
den Folgen in Form von höheren Umsatz-, Körperschaft-
steuer- und Gewerbesteuerfestsetzungen.
Werden solche Feststellungen bei einer GmbH getroffen, 
stellt sich dem Betriebsprüfer regelmäßig noch die Frage, 
wo denn eigentlich das von ihm festgestellte, vermeint-
lich am Fiskus vorbei verdiente Geld geblieben ist. 
Da es sich ja nicht im Vermögen der Gesellschaft befin-
den kann, weil es sich anderenfalls in den Büchern finden 
ließe, drängt sich ihm häufig die Lösung auf, es müsse 

„verdeckt“ ausgeschüttet worden sein.
Dieser Sichtweise hat sich die Rechtsprechung jedoch er-
freulicherweise nicht bedingungslos angeschlossen. 
Das Vorliegen einer verdeckten Gewinnausschüttung 
setzt danach den konkreten Nachweis einer gesellschafts-
rechtlich veranlassten Vorteilszuwendung an den Gesell-
schafter oder eine ihm nahestehende Person voraus. Die 
Beweislast für das Vorliegen einer solchen Vorteilszuwen-
dung liegt bei der Finanzverwaltung. Kassenfehlbeträge 
oder Kalkulationsdifferenzen lassen nicht ohne weiteres 
Rückschlüsse auf eine gesellschaftsrechtlich motivierte 
Vermögensminderung zu. 
Da eine GmbH nicht über eine außerbetriebliche Sphä-
re verfügt, kann eine Vermögensminderung nur gesell-
schaftsrechtlich oder betrieblich veranlasst sein. Kann 
eine gesellschaftsrechtliche Veranlassung nicht festge-
stellt werden, ist die Vermögensminderung zwingend be-
trieblich veranlasst und damit Betriebsausgabe. 
Eine Besteuerung der Hinzuschätzung kann regelmä-
ßig auch nicht über § 160 AO (Benennung von Gläubi-
gern und Zahlungsempfängern) erreicht werden, weil die 
Empfängerbenennung zumutbar sein muss. 
Kann nicht festgestellt werden, dass die Geldmittel in 
den Verfügungsbereich des Gesellschafters gelangt sind, 
ist von einem Diebstahl oder einer Unterschlagung aus-
zugehen. Damit liegen aber die Voraussetzungen eines 
Empfängerbenennungsverlangens regelmäßig nicht vor, 
da der Steuerpflichtige bei entsprechender Beweisvorsor-
ge hierzu zumindest in der Lage sein muss.
Allerdings haben die Finanzgerichte in der Vergangenheit, 
in Abhängigkeit von der jeweiligen Sachverhaltsgestal-
tung, derartige Fälle auch abweichend beurteilt. Aus die-
sem Grund sollten die Erfolgsaussichten etwaiger Rechts-
mittel in einer konkreten Situation genau geprüft werden.

Einkäufe bei Onlinehändlern

CONTAKT 02/2021 · Seite 17



CONTAKT 02/2021 · Seite 18

Ausbildung im Bereich Steuerberatung

Berufsausbildung zum/zur Steuerfachangestellte/n oder 
Dualstudium Steuern, Prüfwesen und Consulting

Im Laufe der Zeit stellt sich für jeden von uns die 
Frage: „Was will ich werden oder wie kann ich 
mich beruflich weiterentwickeln“. Ob nach einem 
ausgezeichneten Schulabschluss oder bereits einer 
erfolgreich beendeten Berufsausbildung, für eine 
Qualifizierung zum/zur Steuerfachangestellte/n 
oder sogar einem dualen Studium ist es nie zu 
spät. Die Arbeit in einer Steuerberaterkanzlei ist 
nicht nur sehr anspruchsvoll und zukunftssicher, 
sondern auch interessant und abwechslungsreich. 
Wir, als Steuerberatungskanzlei Boche & Kollegen, 
sind bereits seit vielen Jahren ein etablierter Aus-
bildungsbetrieb und unterstützen unsere Auszu-
bildenden, Studenten und auch Umschüler mit al-
len Möglichkeiten.

Berufsausbildung zum/zur 
Steuerfachangestellte/n
Neben einem erfolgreichen Schulabschluss, zum 
Beispiel Realschulabschluss oder Abitur, sind auch 

die Interessen an den Themen Steuern, Recht, 
wirtschaftliche Zusammenhänge und ein Gefühl 
für Zahlen von enormer Bedeutung. Diese Aus-
bildung zählt zu einer der anspruchsvollsten kauf-
männischen Berufsausbildungen. Zu den wichti-
gen persönlichen Eigenschaften zählen Ehrgeiz, 
Kontaktfreude, die Bereitschaft sich stätig fach-
lich weiterzubilden, Verantwortungsbewusstsein, 
Sorgfalt und Freundlichkeit. 
Die alltägliche Praxis in der Kanzlei besteht ne-
ben allgemeinen Büroarbeiten aus der Erstellung 
von Buchführungen für Mandanten, Steuererklä-
rungen für Unternehmen und Privatpersonen so-
wie Lohn- und Gehaltsabrechnungen für Unter-
nehmen. 
Die Ausbildung im Ausbildungsbetrieb mit dem 
parallelen Besuch der Berufsschule dauert drei 
Jahre und kann unter bestimmten Voraussetzun-
gen verkürzt werden. Nach dem zweiten Ausbil-
dungsjahr erfolgt eine Zwischenprüfung bei der 
Steuerberaterkammer und am Ende der Ausbil-
dungszeit eine Abschlussprüfung. 
Anschließend gibt es viele Möglichkeiten, sich mit 
weiteren mündlichen und schriftlichen Prüfungen 
zu qualifizieren und weiterzuentwickeln. Bereits 
mit einer einjährigen Berufserfahrung besteht die 
Möglichkeit, eine/n Fachassistent/en im Bereich 
Rechnungswesen und Controlling, Lohn und Ge-
halt, sowie Land- und Forstwirtschaft zu absolvie-
ren. Mit drei Jahren Berufserfahrung gibt es die 
Perspektive, die Prüfungen zum/zur Steuerfach-
wirt/in abzulegen. Zu dem Mount Everest der Kar-
riereleiter zählt die Steuerberaterprüfung. Mit der 
Ausbildung zum/zur Steuerfachangestellte/n und 

acht Jahren Berufserfahrung, der Qualifikation als 
Steuerfachwirt/in und sieben Jahren praktischer 
Erfahrung oder ein Wirtschafts- bzw. rechtwis-
senschaftliches Studium und zwei bis drei Jahren 
Praxiserfahrung in einer Kanzlei besteht die Mög-
lichkeit, die höchst anspruchsvolle Steuerberater-
prüfung abzulegen.

Dualstudium Steuern-, 
Prüfwesen und Consulting 
Das dreijährige duale Studium setzt bei den Stu-
dierenden das Abitur, die Fähigkeit zu konzentrier-
ter Arbeit und eine hohe Ausbildungsmotivation 
voraus. 
Auf der Grundlage des wirtschaftswissenschaft-
lichen Studiums werden Kenntnisse des Steuer-
rechts und der Bilanzierung vermittelt. Das duale 
Studium erfolgt in der Kanzlei und der Berufs-
akademie Sachsen. Auf der Grundlage des wirt-
schaftswissenschaftlichen Studiums werden 
Kenntnisse des Steuerrechts und der Bilanzierung 
vermittelt. Im Vertiefungsstudium können die Stu-
dierenden zwischen der Studienrichtung Steuerbe-
ratung und Rechnungswesen/Consulting wählen. 
Die Schwerpunkte der sechs integrierten Praxis-
phasen in der Kanzlei bestehen unter anderem 
aus der Finanzbuchhaltung, der Kostenrechnung 
und Controlling sowie Jahresabschlüssen, Steuer-
erklärungen und die Finanz- und Investitionspla-
nung von Personen- und Kapitalgesellschaften. 
Das duale Studium schließt mit dem Bachelor of 
Arts und 180 ECTS-Credits ab.

von Theresa Rothe, Assistentin der Geschäftsleitung

Lara Schulze – Massen
Seit ihrem Schulabschluss mit der Fachoberschulreife verstärkt Lara Schulze nun das 
Team in Massen. In den vergangenen Jahren hat sie ein Praktikum in einem Steuerbüro 
absolviert und im August 2021 ihre Ausbildung zur Steuerfachangestellten bei Boche & 
Kollegen begonnen.

Neue Auszubildende in der Kanzlei

Berufsausbildung oder Dualstudium
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In eigener Sache

Aktuelles zum Thema Corona

Überbrückungshilfe IV: Coronahilfen 
werden im neuen Jahr fortgesetzt
Die Coronahilfen des Bundes werden im neuen 
Jahr durch eine neue Überbrückungshilfe IV fort-
gesetzt. Sie soll den Förderzeitraum Januar bis 
März 2022 umfassen und unmittelbar an die lau-
fende Überbrückungshilfe III Plus anschließen. Die 
Antragsfrist für die Überbrückungshilfe III Plus mit 
dem Förderzeitraum Juli bis Dezember 2021 wur-
de bis zum 31.3.2022 verlängert. 
Ebenfalls verlängert wurde die Frist zur Einrei-
chung der Schlussabrechnung für die bereits be-
endeten Hilfsprogramme (Überbrückungshilfe I 
bis III sowie November- und Dezemberhilfe). Sie 
ist nun bis zum 31.12.2022 möglich. 
Die neue Überbrückungshilfe IV wird nach einer 
aktuellen Mitteilung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie sowie des Bundesministe-
riums der Finanzen für die betroffenen Unterneh-
men weiterhin die Erstattung von Fixkosten vor-
sehen. Grundlegende Antragsvoraussetzung ist 
weiterhin ein coronabedingter Umsatzrückgang 
von 30 % im Vergleich zum Referenzzeitraum 
2019. Der maximale Fördersatz der förderfähigen 
Fixkosten soll 90 % bei einem Umsatzrückgang 
von über 70 % betragen. Darüber hinaus sollen 
Unternehmen, die im Rahmen der Coronapande-
mie besonders von Schließungen wie etwa der 
Absage von Weihnachtsmärkten betroffen sind, 
einen zusätzlichen Eigenkapitalzuschuss erhalten 
können. Im Rahmen der Überbrückungshilfe IV 
sollen erneut auch Abschlagszahlungen erfolgen, 
um eine schnelle Unterstützung sicherzustellen.
Ebenfalls fortgeführt werden soll die bewährte 
Neustarthilfe für Soloselbständige. Mit der Neu-

starthilfe 2022 sollen Soloselbständige weiterhin 
pro Monat bis zu 1.500 EUR, für den verlängerten 
Förderzeitraum also insgesamt bis zu 4.500 EUR 
an Zuschüssen erhalten können.
Hinweis: Sollten Sie Fragen zum Thema haben, 
sprechen Sie uns gerne an.

Corona-Regelungen in der Kanzlei
Auch wir in der Kanzlei mussten Regelungen 
treffen, die den gesetzlichen Bestimmungen ent-
sprechen und die Gesundheit unserer Mitarbeiter 
schützen. Auf Grund der gegenwärtig verschärf-
ten Bedingungen und der erhöhten Inzidenz kön-
nen Sie sich darauf verlassen, dass unsere Mitar-
beiter sich täglich im Vier-Augen-Prinzip bzw. in 
einem zertifizierten Testzentrum testen. 

Zum Schutz unserer Mitarbeiter bitten wir auch 
unsere Mandanten sich an die 3G-Regelung in 
den Kanzleiräumen zu halten. Wir setzen voraus, 
dass alle Personen beim Zutritt unserer Kanzlei-
en geimpft, genesen oder ungeimpfte Personen 
getestet sind und ihren tagaktuellen Test bei sich 
führen. Grundsätzlich gilt für Mandanten und Gäs-
te auch eine Maskenpflicht. Bei Beratungen bzw. 
Besprechungen kann unter Einhaltung der ge-
setzlich festgelegten Abstände und nach gegen-
seitiger Abstimmung der Anwesenheit auf das 
Maskentragen verzichtet werden.
Hinweis: Lassen Sie sich impfen – Sie helfen nicht 
nur sich, sondern den Kindern, den Älteren und 
der gesamten Gesellschaft, letztendlich auch Ih-
rem Unternehmen.

von Uwe Boche, Partner und Steuerberater

Bitte besuchen Sie unsere Facebook-Seite und kli-
cken Sie oben auf der Seite auf „Gefällt mir“, um 
diese Seite zu abonnieren. Unser Tipp: Achten Sie 
darauf, dass Sie die Seite an sich mit „Gefällt mir“ 
markieren. So werden Sie schnell über alle aktuel-
len Infos und Neuigkeiten. Einen Beitrag oder ein 
Bild zu liken freut uns natürlich sehr, bewirkt aller-
dings kein Abo. Das Seiten-Abo finden Sie ganz 
oben auf unserer Facebook-Seite.
Viel Spaß beim Recherchieren!

von Uwe Boche, Partner und Steuerberater
Social Media
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Unser Leistungsangebot

Der Inhalt ist nach bestem Wissen und dem aktuellen Kenntnisstand erstellt worden. 
Haftung und Gewähr sind ausgeschlossen, diese bleiben der Einzelberatung vor- 
behalten. Bei Beiträgen, die von externen Partnern eingestellt werden, ist ebenfalls 
die Haftung ausgeschlossen.

Redaktionsschluss: 10.12.2021

ImpressumHinweis
Die Informationen für Mandanten und Geschäftspartner erscheinen in unregelmäßigen Abständen. 
Herausgegeben als Gemeinschaftsarbeit der Steuerberatungspraxis Boche & Kollegen PartGmbB.
V. i. S. d. P. Uwe Boche
Satz: diepiktografen.de · Redaktion: Boche & Kollegen, Haufe-Gruppe · Druck: Druckerei Wilkniß
Fotos: shutterstock.com, fotolia.de, Boche & Kollegen, Die Piktografen GmbH

Unsere Kanzlei Boche & Kollegen ist zertifiziert nach 
ISO EN 9001:2015 und trägt das Qualitätssiegel des DStV e. V.

03238 Massen
Grenzmühlenstraße 1
T 03531 7917-0
kanzlei@boche.de

03046 Cottbus
Parzellenstraße 13
T 0355 47807-0
info@boche.de

03130 Spremberg
Berliner Straße 61
T 03563 59353-0  
kanzlei@boche.de

www.boche.de

 - Existenzgründungs- und Existenzfestigungsberatung 
 - Betriebswirtschaftliche Beratung
 - Coaching für Existenzgründer
 - Fördermittelberatung
 - Unternehmenssanierung
 - Strategien zur sicheren Altersvorsorge

 - EDV- und Rechercheunterstützung
 - Qualitätsmanagement
 - Vermögensverwaltung, Hausverwaltung
 - Testamentsvollstreckung, Nachlassverwaltung
 - Betreuung von Vereinen und landwirtschaftlichen Betrieben 

 - Steuerliche Beratung
 - Laufende Steuerdeklaration
 - Unterstützung bei Betriebsprüfungen / Steuerschutz
 - Nachfolgeberatung

Unternehmerische Beratung & Coaching Individuelle Serviceangebote

 - Finanzbuchführung
 - Bilanzierung / Abschlusserstellung
 - Lohn- und Gehaltsabrechnung

Rechnungswesen und Bilanzierung

Steuergestaltung
 - Mandantenzeitschrift „Contakt“ 
 - Seminare und Mandantenveranstaltungen 
 -  Vortragstätigkeit zu steuerlichen Themen 

 bei berufsständischen Vereinigungen

Mandanteninformationen, Seminare, Schulungen

02977 Hoyerswerda
Senftenberger Straße 1
T 03571 459657-0
kanzlei@boche.de

15907 Lübben
Lindenstraße 9
T 03546 179776-0
kanzlei@boche.de

Toni Boche – Fachberater 
für Restrukturierung und 
Unternehmensplanung (DStV e. V.)

Matthias Butt – Fachberater 
für Unternehmensnachfolge
(DStV e. V.)
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